
Am Ende kann Stefan Reker, Kommu-
nikationschef des Verbandes der pri-
vaten Krankenversicherung (PKV),

doch noch hoffen. Vor Gericht ist die PKV
unterlegen, aber die Politik entdeckt nach
StZ-Informationen das Thema. Im Bundes-
rat soll es behandelt werden, und nächste
Woche soll im Bundesgesundheitsministe-
rium auf Abteilungsleiterebene über die
umstrittenen Abrechnungmo-
dalitäten der Helios Privatkli-
niken GmbH gesprochen wer-
den, die in den Verdacht der
„Abzocke“ geraten sind. Das
Unternehmen gehört zur He-
lios-Gruppe. Mit einem pfiffi-
gen Geschäftsmodell hat es
seine Produktpalette erwei-
tert: Es sind 38 Privatkliniken gegründet
worden, die dem Patienten „Komfort mit
hotelähnlichem Charakter“ (Helios) bie-
ten, von denen aber viele an normale Kran-
kenhäuser angedockt sind.

Die Preise hier liegen viel höher als die,
die ein Privatpatient für den Einzelzim-
merzuschlag und die Chefarztbehandlung
in einem normalen Helios-Krankenhaus
bezahlen müsste. „Man hat die Privatklini-
ken einfach ausgegründet. Dabei werden
für die Behandlung dieselben Ärzte und
OP-Säle genutzt“, kritisiert Reker. Die Kos-
ten lägen in den neuen Bettentrakten oft
um bis zu 50 Prozent höher als auf der
Normalstation. Helios widerspricht und
sagt, die Tarife seien im Schnitt 20 Prozent

höher. Der Verband der Privatversicherer
sieht darin jedenfalls eine fragwürdige Um-
gehung der Gesetze zur Krankenhausab-
rechnung. Mit einem Winkelzug habe es
Helios geschafft, von den Patienten „außer-
halb des Krankenhausentgeltgesetzes“
Geld zu kassieren. Der Hintergrund ist
klar: in einer reinen Privatklinik kann ein
Betreiber andere Tarife verlangen als in

der Privatstation eines nor-
malen Krankenhauses.

Mit mehreren Klagen ha-
ben die Privatversicherer ver-
sucht, gegen die Abrechnung
in den Helios-Privatkliniken
vorzugehen. Ihr Motiv ist ver-
ständlich, denn ihre Versi-
cherten versuchen, die hohen

Rechnungen erstattet zu bekommen. Doch
dieser Tage scheiterten die Versicherungs-
unternehmen vor dem Bundesgerichtshof
mit ihrem Ansinnen, den Helios-Privatkli-
niken die Rechtmäßigkeit abzuerkennen.
„Wir freuen uns, dass der BGH unsere Posi-
tion bekräftigt und für unsere Privatklini-
ken eine Grundsatzentscheidung getroffen
hat“, sagte Silvio Rahr, der Geschäftsführer
des Unternehmens.

Der Rechtsweg ist damit ausgeschöpft,
aber in der Gesundheitsbranche bleibt ein
Unbehagen. Weiß ein Patient stets genau,
ob er sich im normalen Krankenhaus be-
findet oder in der teuren Privatklinik ne-
bendran? Die Anwältin Heike Jablonsky
aus Celle bezweifelt dies. Sie hat eine Rus-

sin vertreten, die sich wegen eines Knie-
prothesenwechsels in der Helios-Klinik
von Überlingen behandeln lassen wollte.
Über eine Vermittlerin wurde der Patien-
tin vom Chefarzt beschieden, dass „wir“
sie gerne behandeln würden, ein Angebot
werde sie von der Privatklinik erhalten.
Damit sei die Patientin quasi vom Normal-
krankenhaus in die Privatklinik verscho-
ben worden, interpretiert der PKV diese
Vorgehensweise.

Die Anwältin sagt: „Den meisten Patien-
ten ist gar nicht klar, dass sie in einer out-
gesourcten Privatklinik liegen werden.
Das Problem ist die mangelnde Aufklä-
rung.“ Im Falle der Russin hatte eine Be-
schwerde Erfolg. Sie sollte der Privatkli-
nik eine um fast 7000 Euro höhere Rech-
nung bezahlen, als für einen Privatpatien-
ten im allgemeinen Helios-Krankenhaus
fällig gewesen wäre. Ein Großteil des Gel-

des erhielt ihre Mandantin inzwischen
aber zurück, sagt Jablonsky.

Beim Patientenbeauftragten der Bun-
desregierung, Wolfgang Zöller (CSU), sind
mehrere Beschwerden über Helios einge-
troffen. Man prüfe, ob man „gesetzlich
nachsteuern“ müsse, sagt Zöller. Es dürfe
„keine versteckten Kosten geben“. Denn
gerade, wenn ein Patient eingeliefert
werde, liege die Aufmerksamkeit des Pa-
tienten nicht auf möglichen Zusatzkosten.
Das Sozialministerium von Baden-Würt-
temberg erwägt, sich einer Bundesratsini-
tiative Sachsens anzuschließen, die eine
Gesetzeslücke schließen könnte. „In vie-
len Fällen ist das für den Patienten nicht
nachvollziehbar: Er wird im normalen
Krankenhaus behandelt, soll aber im ange-
dockten Privatbereich deutlich höhere
Preise zahlen“, sagt Ministeriumssprecher
Helmut Zorell.

B isher gehörte die Forderung nach
niedrigeren Steuersätzen zum
Credo von Managern und Wirt-

schaftsverbänden. Jetzt plötzlich schlagen
prominente Unternehmer andere Töne an.
In den USA sorgte die Investorenlegende
Warren Buffett mit der Aussage für Wirbel,
die Reichen müssten in der Krise ihren Bei-
trag leisten. Auch französische Manager
sprechen sich dafür aus, Spitzeneinkom-
men höher zu belasten. Solche Stimmen
mehren sich nun auch in Deutschland.

In der Wochenzeitung „Zeit“ sprach
sich der Hamburger Unternehmer Michael
Otto für eine Erhöhung des Spitzensteuer-

satzes aus. Auch der
Chef der Deutschen
Bank, Josef Acker-
mann, lehnt solche
Überlegungen zumin-
dest nicht rundweg ab.

Auf die Frage nach einer Steuer für Reiche
antwortete Ackermann bei einer Diskus-
sion in Berlin zwar nicht direkt, erklärte
aber: „Ich finde, man sollte mehr soziale
Verantwortung in diesem Sinne zeigen“. Es
sei wichtig, für Vertrauen in den Kapitalis-
mus zu sorgen, sagte er. Ackermann macht
sich Sorgen um das Ansehen der Wirt-
schaft. „Wenn das Vertrauen in den Kapita-
lismus brüchig wird, tragen wir am Ende
größere Lasten“, glaubt er.

Nach wie vor sind das aber Einzelstim-
men, aus denen eine breite Unterstützung
für Steuererhöhungen nicht herausgelesen
werden kann. In der deutschen Politik be-
ginnt die Diskussion erst. Zustimmung
kommt zwar von SPD, Grünen und Links-
partei, doch für Schwarz-Gelb sind höhere
Belastungen für Reiche kein Thema. Der
Unionsfraktionschef Volker Kauder sagte

am Donnerstag: „Ich freue mich darüber,
dass Menschen erkennen, wie notwendig
Steuern sind.“ Die Koalition werde die Steu-
ern nicht erhöhen. Vielmehr soll im Herbst
über Entlastungen gesprochen werden.

Auch die Liberalen können über die Dis-
kussion über höhere Steuern für Reiche
nichts anfangen. „Die Debatte ist schräg“,
sagte der FDP-Finanzexperte Volker Wis-
sing. Der Spitzensteuersatz sei der Steuer-
satz des Mittelstands, argumentiert Wis-
sing. Die FDP sei vor allem daran interes-
siert, dass Betriebe mehr investierten und
Arbeitsplätze schüfen. Dieses Ziel werde
mit Steuererhöhungen nicht erreicht. Wis-
sing warnte davor, Wasser zu predigen und
Wein zu trinken. Wer als Wohlhabender
höhere Steuern zahlen wolle, könne jetzt
schon freiwillig mehr Geld an den Staat

überweisen. Für Interessierte hält der
FDP-Abgeordnete auch die entsprechende
Kontonummer der Bundeskasse bereit.

Wenig beleuchtet wird in der öffentli-
chen Debatte, dass die Wohlhabenden
schon jetzt einen erheblichen Beitrag zur
Finanzierung der Gesellschaft leisten.
Nach der Statistik des Finanzministeriums
bezahlen sie heute bereits kräftig Steuern:
Auf die „oberen“ zehn Prozent der Steuer-
pflichtigen entfallen 55 Prozent des gesam-
ten Lohn- und Einkommensteureaufkom-
mens. Diese Konzentration belegt, dass
Gutverdiener schon jetzt zum großen Teil
das Gemeinwesen finanzieren.

Verstärkt wurde diese Entwicklung
auch dadurch, dass im Jahr 2006 von der
Großen Koalition die Reichensteuer einge-
führt worden ist. Ab einem zu versteuern-

den Einkommen von 250 000 Euro (für Le-
dige) wird ein Zuschlag von drei Prozent-
punkten verlangt: Der Spitzensteuersatz er-
höht sich dann auf 45 Prozent.

Die Sozialdemokraten sprechen sich da-
für aus, den Spitzensteuersatz auf 49 Pro-
zent zu erhöhen. Im Gespräch ist auch, die
seit Mitte der neunziger Jahre ruhende Ver-
mögensteuer zu erheben. Die SPD will ihre
Steuerpläne in Kürze vorstellen.

Union und FDP halten dem entgegen,
dass sie mit ihrer Steuersenkung vor allem
Klein- und Geringverdiener entlasten woll-
ten. Da Schwarz-Gelb im Bundesrat nicht
über eine eigene Mehrheit verfügt, denkt
die FDP alternativ auch über eine Senkung
des Solidaritätszuschlags nach. Den Soli
könne der Bund alleine reduzieren. Dies
würde vor allem Gutverdienern nutzen.

Anwältin Heike Jablonsky,
die eine Patientin vertrat

D er rasante Konjunkturaufschwung
zu Jahresbeginn hat Milliarden in
die deutschen Staatskassen ge-

spült. Das deutsche Defizit sank im ersten
Halbjahr 2011 auf nur noch 0,6 Prozent der
Wirtschaftsleistung – nach 3,1 Prozent ein
Jahr zuvor. Dies teilte das Statistische Bun-
desamt mit. Die Steuereinnahmen zogen
kräftig an, während die Ausgaben für Ar-
beitslosen- oder Kurzarbeitergeld zweistel-
lig zurückgingen.

Die Phase des rapiden Wachstums ist
aber schon wieder vorbei. Im zweiten Quar-
tal kam das Wachstum fast zum Erliegen,
das Bruttoinlandsprodukt (BIP) stieg nur
noch um 0,1 Prozent im Vergleich zum Vor-
quartal. Die Statistiker begründeten dies

mit Rezessionsängsten der Verbraucher,
dem Atomausstieg und dem starken Wachs-
tum zu Jahresbeginn.

Die Experten sprechen von einem vorü-
bergehenden Dämpfer. Denn im Gesamt-
jahr erwartet die staatliche Förderbank
KfW nun ein Wachstum von 3,1 Prozent.
Unicredit-Volkswirt Andreas Rees prognos-
tiziert, dass die Konjunktur im dritten
Quartal wieder anzieht. Im ganzen Jahr
2011 sei ein Plus von rund 3,0 Prozent zu
erwarten. Allerdings werde die schwache
Weltwirtschaft vom Herbst an den deut-
schen Export belasten. Für 2012 erwartet
der Ökonom daher eine deutliche Abküh-
lung auf ein Wachstum von 1,25 Prozent -
die KfW prognostiziert 1,6 Prozent.

Trotz der Abkühlung drückte der Auf-
schwung von Januar bis Juni die staatliche
Neuverschuldung enorm: Im ersten Halb-
jahr 2010 hatte die Defizitquote – unter
anderem wegen der staatlichen Konjunk-
turpakete – noch 3,1 Prozent, im zweiten
Halbjahr 2010 sogar 5,4 Prozent betragen.

Während Euroländer wie Griechenland
oder Portugal unter gigantischen Schulden-
bergen leiden und vor der Pleite gerettet
werden mussten, erreichte Deutschland
die niedrigste Defizitquote seit dem ersten
Halbjahr 2008. Damit werden Bund, Län-
der, Gemeinden und Sozialversicherungen
in diesem Jahr die Defizitgrenze von 3,0
Prozent des BIP aus dem Maastricht-Ver-
trag wohl unterbieten. Das Bundesfinanz-
ministerium hatte schon im Juli angekün-
digt, das Staatsdefizit in diesem Jahr auf 1,5
Prozent der Wirtschaftsleistung drücken
zu wollen. 2014 strebt der Finanzminister
einen ausgeglichenen Haushalt an. dpa

Steuern Sollen Vermögende mehr
bezahlen? Nicht nur Linke finden
das gut. Von Roland Pichler

„Vielen Patienten
ist gar nicht klar,
dass sie in einer
Privatklinik sind.“

Privatklinik Ein umstrittenes Geschäftsmodell der Helios Kliniken ist
legal. Dennoch ruft es nun die Politik auf den Plan. Von Christoph Link

Staatsfinanzen Der Boom zum Jahresanfang macht sich bezahlt:
Der Fiskus bekommt Milliarden, das Defizit wird gedrückt.
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CDU und SPD haben zwei Großspenden
von der Daimler AG erhalten. Der Konzern
spendete beiden Parteien jeweils 150 000
Euro. Das teilte Bundestagspräsident Nor-
bert Lammert (CDU) am Donnerstag mit.
Laut Parteispendengesetz müssen Spen-
den von mehr als 50 000 Euro beim Bun-
destagspräsidenten angezeigt und zeitnah
publiziert werden.

Der Bundestagspräsident veröffent-
lichte zudem die Ausgaben aller im Bundes-
tag vertretenen Fraktionen des vergangen
Jahres. Danach hatte die CDU/CSU-Frak-
tion 2010 mit 24,55 Millionen Euro die
höchsten Ausgaben. Die SPD-Fraktion gab
18,82 Millionen aus. Es folgen die Linken
mit 11,85 Millionen und die Grünen mit
10,2 Millionen. Schlusslicht ist die FDP-
Fraktion mit 9,92 Millionen Euro.  dapd

Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU) zeigt sich angesichts des Umfrage-
tiefs seiner Partei kämpferisch. Er will im
Fall eines Sieges bei der Landtagswahl in
zwei Jahren bis 2018 regieren. Ein Abgang
mitten in der Legislaturperiode kommt für
ihn nicht infrage. „Wenn man für fünf
Jahre antritt, muss man auch für fünf
Jahre zur Verfügung stehen“, sagte Seeho-
fer der „Bild“-Zeitung. Er betonte: „Ich
fühle mich nicht nur fit, ich bin topfit und
voll ausgeruht. Deshalb glaube ich, dass ich
den Karren ziehen kann, und zwar sehr
kräftig.“ Seehofer verwies aber darauf, dass
die CSU ihren Spitzenkandidaten formal
erst im Herbst 2012 kürt.

Zur SPD-Spitzenkandidatur von Mün-
chens populärem Oberbürgermeister
Christian Ude sagte Seehofer, er werde
seine Strategie deshalb nicht ändern. „Aber
man sollte jeden Wettbewerber respektie-
ren, ganz gleich wie er heißt. Wer das nicht
tut, hat schon verloren.“ Er wolle aber
nicht zwei Jahre lang Wahlkampf machen.
Denn die Menschen erwarteten, „dass wir
Sachthemen bearbeiten“. dpa
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Mehr Steuern zum Schutz des Kapitalismus

Bundesfamilienministerin Kristina Schrö-
der (CDU) kehrt zehn Wochen nach der
Geburt ihres Kindes Lotte Marie wieder an
den Schreibtisch in Berlin zurück. Nach
der Babypause will die 34-jährige Ministe-
rin am 12. September wieder ihre Arbeit
aufnehmen, sagte ein Sprecher des Ministe-
riums. Bereits zwei Tage später will Schrö-
der nach einer Kabinettssitzung über ihre
familienpolitischen Pläne für die zweite
Hälfte der Wahlperiode berichten.

Schröder ist Deutschlands erste Ministe-
rin, die während der Amtszeit Mutter
wurde. Nach der gesetzlichen Mutter-
schaftszeit können weder sie noch ihr Ehe-
mann, der Parlamentarische Innen-Staats-
sekretär Ole Schröder (CDU), Elternzeit
nehmen, da Abgeordnete und Minister kei-
nen Anspruch darauf haben. Gleiches gilt
für das Elterngeld.  dpa

Der frühere Arbeitsminister Norbert Blüm
(CDU) hat seinem Amtsnachfolger Walter
Riester (SPD) die Schuld für das sinkende
Rentenniveau gegeben. Diese Entwicklung
sei eine Folge der rot-grünen Regierungspo-
litik, sagte Blüm der „Westdeutschen Zei-
tung“ vom Donnerstag. „Die Regierung
Schröder hatte die Riester-Rente als Ergän-
zung eingeführt – und dafür das Rentenni-
veau reduziert“, fügte Blüm hinzu.

Am Mittwoch hatte das Bundessozialmi-
nisterium mitgeteilt, dass die Renten in
den kommenden Jahren wesentlich gerin-
ger steigen sollen als die Durchschnittsein-
kommen. Ein Sprecher des Sozialministeri-
ums sprach in Berlin von einem „planmäßi-
gen Absenken des Rentenniveaus“. Die Ge-
werkschaft Bergbau, Chemie und Energie
mahnte eine zügige Reform der „Teilrente“
an. „Arbeitnehmer müssen vom 60. Lebens-
jahr an die Option haben, bei reduzierter
Arbeitszeit anteilig vorgezogene Rente zu
beziehen, damit endlich der gleitende Über-
gang in den Ruhestand Realität wird“,
sagte der Gewerkschaftsvorsitzende Mi-
chael Vassiliadis dem Handelsblatt. dapd

Zwei Jahre nach dem Kundus-Bombarde-
ment wollen Hinterbliebene von Getöte-
ten die Bundesrepublik vor einem deut-
schen Gericht verklagen. Der Rechtsan-
walt der Geschädigten, Karim Popal, sagte,
er werde nächste Woche Klage auf 33 000
Dollar oder 23 000 Euro Schadenersatz
pro Getötetem erheben.

Am 4. September hatte der deutsche
Oberst Georg Klein einen Luftangriff auf
zwei von Taliban gekaperte Tanklaster be-
fohlen. Bei dem Luftschlag in Nordafgha-
nistan waren nach offiziellen Angaben
mehr als 100 Menschen ums Leben gekom-
men. Popal wirft Klein Amtspflichtverlet-
zung vor.  dapd

Konzerntochter Die Helios-Privatkliniken
GmbH ist eine hundertprozentige Tochter der
Helios Klinken GmbH. Die Muttergesellschaft
gehört zu den großen Krankenhausbetreibern
im Land, sie verfügt über 19 000 Klinikbetten
und beschäftigt 34 000 Mitarbeiter.

Geschäftsmodell Mit „besonderem Service“
rechtfertigen die an Plankrankenhäuser ange-
dockten Privatkliniken ihre höheren Tarife.
Helios sagt, dass der Patient freie Wahl habe,
ob er in die Helios-Privatklinik oder ins Helios-
Plankrankenhaus gehen wolle, wo er auch
Chefarztbehandlung und Einzelzimmer wählen
könne. Kritiker sagen, Patienten würden mit
sanftem Druck in die Privatklinik geschoben. chl
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Schwarz-Gelb
will die Bür-
ger entlasten.

DIE HELIOS-PRIVATKLINIKEN

Politikredaktion

Das Finanzloch des Staates wird kleiner

Die Helios-Gruppe betreibt normale Kran-
kenhäuser und 38 Privatkliniken. Foto: dpa
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Je 150 000 Euro
an CDU und SPD

CSU

Seehofer will
bis 2018 regieren

Derzeit zahlen die oberen zehn Prozent der Steuerpflichtigen 55 Prozent des gesamten Aufkommens bei der Einkommensteuer. Foto: epd
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Blüm gibt
Riester die Schuld
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Opfer verklagen
Bundesrepublik
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